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Rechtsprechung
Arbeitsrecht
§ 264 Abs. 2 Satz 1 AGB.
Die gesamtschuldnerische Haftung mehrerer Werktätiger für 
eine durch eine gemeinschaftlich begangene Straftat vor­
sätzlich verursachte Schädigung des sozialistischen Eigen­
tums erstreckt sich nicht nur auf Mittäter, sondern auch auf 
Anstifter, Gehilfen und Hehler.
OG, Urteil vom 6. April 1984 - О AK 9/84.

Die beim Kläger beschäftigten Verklagten T. und H. wurden 
wegen Hehlerei (Vergehen gemäß § 234 Abs. 1 StGB) straf­
rechtlich zur Verantwortung gesogen. Sie hatten in der Han­
delseinrichtung, in der sie beschäftigt waren, Möbel zu er­
heblich herabgesetzten Preisen erworben, obwohl sie wußten, 
daß die von der damaligen Verkaufsabteilungsleiterin S. bzw. 
der Verkäuferin B. vargenommenen Preissenkungen eine mit 
Strafe bedrohte Handlung darstellten.

Der Kläger machte deshalb wegen vorsätzlicher Schädi­
gung des sozialistischen Eigentums die arbeitsrechtliche mate­
rielle Verantwortlichkeit gegen die Verklagte T. in Höhe von 
1 469,10 M und gegen die Verklagte H. in Höhe von 1 745 M 
geltend. Das entsprach der Differenz zwischen den gezahlten 
Summen und dem tatsächlich zu zahlenden Einzelhandels­
verkaufspreis für die erworbenen Gegenstände.

In der mündlichen Verhandlung wies das Kreisgericht den 
Kläger darauf hin, daß neben den Verklagten T. und H. auch 
die gleichfalls strafrechtlich zur Verantwortung gezogenen S. 
und B. den Schaden durch Verletzung von Arbeitspflichten 
schuldhaft verursacht hätten und deshalb eine Differenzierung 
bezüglich der Wiedergutmachungspflicht der Verklagten er­
folgen müsse. Daraufhin erklärte sich der Kläger zum Ab­
schluß gerichtlicher Einigungen bereit, in denen sich die Ver­
klagte T. zum Schadenersatz in Höhe von 510,22 M und die 
Verklagte H. in Höhe von 872,50 M verpflichteten.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
dieser gerichtlichen Einigungen beantragt, da sie nicht mit den 
Grundsätzen des sozialistischen Rechts im Einklang stünden 
(§ 46 ZPO). Sie seien nur zustande gekommen, weil das Kreis­
gericht seiner sich aus § 2 Abs. 3 ZPO ergebenden Pflicht, den 
am Verfahren Beteiligten ihre Rechte und Pflichten zu er­
läutern, infolge seiner fehlerhaften Rechtsauffassung nicht 
entsprochen habe.

Der Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Im vorliegenden Fall steht fest, daß der dem Kläger zuge­
fügte Schaden in Höhe der Differenz zwischen dem Einzel­
handelsverkaufspreis und dem tatsächlich gezahlten Preis 
für die den Verklagten überlassenen Möbel durch das Zu­
sammenwirken zwischen den als Tätern verurteilten S. und 
B. einerseits und den Verklagten als Hehler andererseits 
verursacht wurde.

Dieses Zusammenwirken stellt sich als eine gemeinschaft­
lich begangene Straftat i. S. des § 264 Abs. 2 AGB dar, durch 
die der Betrieb geschädigt wurde. Der Anwendungsbereich 
von § 264 Abs. 2 AGB ist nicht nach strafrechtlichen Krite­
rien zu bestimmen. Er ist nicht lediglich auf Mittäter be­
grenzt. Vielmehr ist es das Anliegen dieser Bestimmung, im 
Interesse des Schutzes des sozialistischen Eigentums die Ver­
pflichtung aller Beteiligten zum Schadenersatz festzulegen, 
die im gemeinschaftlichen Zusammenwirken dem Betrieb in 
strafbarer Weise einen Schaden zugefügt haben. Sie gilt also 
auch für Anstifter und Gehilfen und ebenso für Hehler.

Die auf Veranlassung des Kreisgerichts zustande gekom­
menen und durch Aufnahme in das Protokoll der mündlichen 
Verhandlung bestätigten Einigungen der Prozeßparteien ste­
hen im Widerspruch zur Bestimmung des § 264 Abs. 2 Satz 1 
AGB, die dem geschädigten Betrieb die Möglichkeit ein­
räumt, den gesamten Schadenersatz von den Beteiligten als 
Gesamtschuldner zu verlangen, d. h. entweder von einem Be­
teiligten voll oder von mehreren Beteiligten in beliebigen 
Anteilen.

Im Ergebnis laufen die Einigungen darauf hinaus, den 
Verklagten Vorteile ihrer Straftaten zu belassen. Beim ord­

nungsgemäßen Kauf im Einzelhandel hätten sie für die Mö­
bel den gesetzlichen Preis zahlen müssen. Nach den Eini­
gungen und unter Berücksichtigung der. bereits geleisteten 
Zahlungen würden ihnen unberechtigt beträchtliche Beträge 
verbleiben. Damit steht auch fest, daß kein Raum war, auf 
der Grundlage der Ausnahmeregelung in § 264 Abs. 2 Satz 2 
AGB die Wiedergutmachungsverpflichtungen der Verklagten 
auf einen bestimmten Anteil des nach ihrer Beteiligung ent­
standenen Schadens zu begrenzen. Das Kreisgericht hätte 
deshalb die Einigungen nicht bestätigen dürfen, sondern den 
Anträgen des Klägers auf Zahlung des vollen Schadener­
satzes folgen müssen.

Deshalb waren die Einigungen auf den Kassationsantrag 
aufzuheben.

§§ 45 Abs. 3,157 Abs. 3, 82 ZPO.
1. Besteht zwischen der Entscheidung und ihrer Begründung 
ein Widerspruch, darf das Berufungsgericht die Berufung 
nicht als offensichtlich unbegründet abweisen.
2. Eine Entscheidung darf nur durch das Gericht berichtigt 
werden, das sie erlassen hat.
3. Zu den Anforderungen an die Sachaufklärung zum Nach­
weis des Verschuldens des Werktätigen (hier: des bedingten 
Vorsatzes bei Forderungen aus materieller Verantwortlich­
keit).
OG, Urteil vom 27. April 1984 — OAK 12/84.

Der Kläger ist bei der Verklagten als Verkaufsstellenleiter 
tätig. Nachdem bereits im Januar 1981 und im März 1982 bei 
Inventuren Fehlbeträge festgestellt worden waren, machte 
die Verklagte den Kläger für die bei einer im April 1983 
durchgeführten Inventur festgestellte Minusdifferenz von 
4 924,05 M in voller Höhe materiell verantwortlich, weil er 
diesen Schaden bedingt vorsätzlich verursacht habe. Im Rah­
men eines erzieherischen Verfahrens, das nach der Inventur 
im Jahre 1981 durchgeführt wurde, sei der Kläger nachdrück­
lich auf seine Arbeitspflichten hingewiesen worden. Daraus 
habe er jedoch keine Schlußfolgerungen gezogen. Es sei somit 
bewiesen, daß der Kläger seine Arbeitspflichten bewußt ver­
letzt und sich mit dem Eintritt eines Schadens als Folge seines 
arbeitspflichtverletzenden Verhaltens bewußt abgefunden 
habe.

Die Konfliktkommission verpflichtete den Kläger, an die 
Verklagte 4 924,05 M zu zahlen. Den Einspruch des Klägers 
wies das Kreisgericht ab und erklärte den Beschluß der Kon­
fliktkommission für vollstreckbar. Es sei erwiesen, daß der 
Kläger seine Pflichten b e w u ß t  verletzt und als Folge da­
von f a h r l ä s s i g  den Schaden verursacht habe. Er müsse 
deshalb den Schaden in vollem Umfang ersetzen.

Die Berufung des Klägers gegen das kreisgerichtliche Ur­
teil wies das Bezirksgericht als offensichtlich unbegründet 
ab.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsan­
trag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht hat zwar erkannt, daß zwischen der Ent­
scheidung des Kreisgerichts und der dazu gegebenen Begrün­
dung ein Widerspruch besteht. Es hat hierauf jedoch unrich­
tig reagiert, wenn es feststellte, bei der Darlegung, der 
Schaden sei fahrlässig verursacht worden, handele es sich 
um eine offensichtliche Unrichtigkeit. Auch aus der wei­
teren Begründung ist nämlich nicht eindeutig erkennbar, daß 
das Kreisgericht die Schuldart im Hinblick auf die Scha­
densverursachung sachlich ausreichend geprüft hat. Im 
übrigen sind nach § 82 ZPO Berichtigungen und Ergänzungen 
von Entscheidungen von dem Gericht vorzunehmen, das die 
Entscheidung erlassen hat. Eine solche Berichtigung durch 
das Kreisgericht liegt jedoch nicht vor.

Wird die Berufung, wie im vorliegenden Fall, auf den 
Widerspruch zwischen der Entscheidung und deren Begrün­
dung gestützt, hat das Bezirksgericht den Widerspruch sach­
lich zu klären. Für eine Abweisung der Berufung als offen­
sichtlich unbegründet ist in solchen Fällen kein Raum.

Der Sachverhalt war in diesem Streitfall nicht ausrei­
chend geklärt. Entgegen der Auffassung des Bezirksgerichts


